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Grundsatzentscheidung des BGH zur Anfechtung von Beschlüssen von Wohnungseigentümern

(BGH - Urteil vom 16.01.09 (V ZR 74/08)


Die Anfechtungsklage gegen Wohnungseigentümerbeschlüsse richtet sich nach § 46 WEG:

§ 46 WEG Anfechtungsklage 

(1) 1Die Klage eines oder mehrerer Wohnungseigentümer auf Erklärung der Ungültigkeit eines Beschlusses der Wohnungseigentümer ist gegen die übrigen Wohnungseigentümer und die Klage des Verwalters ist gegen die Wohnungseigentümer zu richten. 2Sie muss innerhalb eines Monats nach der Beschlussfassung erhoben und innerhalb zweier Monate nach der Beschlussfassung begründet werden. 3Die §§ 233 bis 238 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 


(2) Hat der Kläger erkennbar eine Tatsache übersehen, aus der sich ergibt, dass der Beschluss nichtig ist, so hat das Gericht darauf hinzuweisen. 


Der BGH hat  nun in einer wichtigen Entscheidung vom 16.01.2009 (BGH - Urteil vom 16.01.09 (V ZR 74/08)


entschieden, dass eine Anfechtungsklage gegen einen Wohnungseigentümerbeschluss  als unbegründet abgewiesen wird, wenn sie nach der in § 46 I S2 WEG bestimmten Frist von einem Monat eingereicht oder nicht innerhalb der  Begründungfrist von zwei Monaten seit Beschlussfassung begründet wurde. Eine Abweisung als unzulässig hätte dagegen für den Kläger immer noch die Möglichkeit bestanden, sich auf die Nichtigkeit des Beschlusses zu berufen. Nach § 48 IV WEG geht dies nach Fristversäumung und der darauf basierenden Unbegründetheitsfolge der Klage  nicht . Die Wahrung der Fristen des § 46 WEG ist daher sehr wichtig
In diesem Zusammenhang ist wichtig:

· Das Gericht kann weder die Einreichungs- noch die Begründungsfrist als gesetzlich vorgeschriebene Fristen nicht verlängern. 

· Die Frist läuft ungeachtet von Vergleichsverhandlungen zwischen den Parteien weiter. 

· Auch beim Ruhen des Verfahrens läuft diese Frist als materiellrechtliche Frist weiter.

·  Rechtzeitig erfolgt die Einreichung der Klagschrift i. S. von § 46 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 WEG im übrigen nur, wenn die Zustellung demnächst erfolgt (§ 167 ZPO). 

Es ist ein Gerichtskostenvorschuss zu leisten (LG Nürnberg-Fürth, NJW 2009, 374). Der Gerichtskostenvorschuss ist nach seiner Anforderung innerhalb eines Zeitraums einzuzahlen, der sich um zwei Wochen bewegt oder nur geringfügig darüber liegt. Auch im Zusammenhang mit dem Gerichtskostenvorschuss und der Vorbereitung der Klagezustellung erfolgende Anfragen des Gerichts nach dem Geschäftswert ( § 49a GKG) sind ebenfalls innerhalb von zwei Wochen zu erledigen, sonst ist eine darauf hin erfolgende Zustellung eben nicht mehr als „demnächst“ bewirkt, sondern verspätet anzusehen und die Klage unbegründet (BGH, NJW 1994, 1073; LG Düsseldorf –Urt. v. 26.08.2008 - 16 S 5/08).

· Der Lebenssachverhalt, aus dem sich die Anfechtungsgründe ergeben sollen, muss in seinem wesentlichen Kern sich dabei aus den innerhalb der Begründungsfrist eingegangen Schriftsätzen ergeben. Die Vorlage von Anlagen reicht dazu nicht aus. Ein Nachschieben von Gründen ist unzulässig. 
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